
30. August 2025 I 17:00 Uhr
Hauptfriedhof Wolfenbüttel

Treffpunkt: Vor der Trauerhalle

Antikriegstag 
Wolfenbüttel

Es spricht an der Gedenkstätte der Opfer des Faschismus:

Dunja Kreiser
Mitglied des Deutschen Bundestages, SPD

Es spricht am sowjetischen Ehrenmal:

Bertold Brücher
Vorsitzender DGB-Kreisverband Wolfenbüttel

Kranzniederlegungen
an der Gedenkstätte der Opfer des Faschismus
sowie am sowjetischen Ehrenmal

Nie wieder Krieg!
Nie wieder Faschismus!
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Für eine Politik der Friedensfähigkeit!
Nie wieder Krieg - in Deutschland,
Europa und weltweit!

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen
sich für eine Friedens- und Sicherheitsordnung ein,
die im Rahmen der Vereinten Nationen
multilaterale Konfliktlösungen mit den Mitteln der
Diplomatie und wirksamer Krisenprävention
ermöglicht. Das Fundament einer solchen Ordnung
bildet das völkerrechtliche Gewaltverbot, ergänzt
um die Prinzipien der souveränen Gleichheit von
Staaten, der Selbstbestimmung der Völker und der
freien Bündniswahl, der gegenseitigen
Vertrauensbildung, der friedlichen Streitbeilegung
und der Achtung der Menschenrechte.
In Verbindung mit dem völkerrechtlich verbürgten
Anspruch auf Selbstverteidigung und den Ver-
pflichtungen des humanitären Völkerrechts sind es
diese Grundsätze und ihre Durchsetzung, die vor
acht Jahrzehnten den Ausschlag für die UN-
Gründung gegeben und die vor nunmehr 50 Jahren
Eingang in die KSZE-Schlussakte von Helsinki
gefunden haben. Aus gewerkschaftlicher Sicht sind
diese Prinzipien als Pfeiler einer regelbasierten
internationalen Ordnung unantastbar.
Und doch erleben wir 80 Jahre nach Ende des
Zweiten Weltkrieges erneut, dass immer mehr
Länder von Kriegen heimgesucht werden. Noch nie
gab es seit 1945 so viele bewaffnete Konflikte wie
2025. Bis Ende des Jahres wird das weltweite
Kriegsgeschehen Schätzungen zufolge mehr als
200.000 Todesopfer fordern. 120 Millionen
Menschen werden durch Konflikt, Gewalt und
Verfolgung gezwungen sein, ihre Heimat zu
verlassen. Besonders betroffen sind Kinder. Jedes
sechste Kind kommt mittlerweile aus einem
Konfliktgebiet.
Die meisten Kriegstoten haben wir in der Ukraine
und im Nahen Osten, vor allem im Gaza-Streifen, zu
beklagen. Aber auch außerhalb Europas und seiner
Nachbarschaft toben zahllose „vergessene“
Gewaltkonflikte.

Ob Sahel-Zone, Sudan, Horn von Afrika oder
Myanmar – über diese und viele andere (Bürger-)
Kriegsschauplätze wird in unseren Medien kaum
berichtet. Kriegsverbrechen und Menschen-
rechtsverletzungen gegen die Zivilbevölkerung sind
auch dort allgegenwärtig.
Wir erleben die Wiedergeburt einer verhängnis-
vollen Denk- und Handlungslogik in den inter-
nationalen Beziehungen. Sie setzt nicht mehr auf
die Stärke des Völkerrechts, sondern nur noch das
Recht des Stärkeren zählt. Wir fallen mehr und mehr
zurück in Zeiten, in denen die Durchsetzung der
eigenen Interessen mit Waffengewalt und
militärische Aggression als legitimes Mittel der
Politik betrachtet wird. Maßgeblichen Anteil an
dieser bedrohlichen Entwicklung hat die
Großmachtkonkurrenz zwischen den USA, China
und Russland. In ihrem Ringen um geopolitischen
und geoökonomischen Einfluss forcieren sie eine
Politik der Konfrontation und Blockbildung.
Für die Europäerinnen und Europäer stellt sich
zusätzlich die Herausforderung, dass auf das
Schutzbündnis mit den USA kein Verlass mehr ist.
Auch die Europäische Union und die europäischen
NATOStaaten laufen deshalb immer stärker Gefahr,
zum Spielball rivalisierender Großmachtinteressen
zu werden.
Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften sehen
deshalb durchaus die Notwendigkeit, in
Deutschland und Europa die gemeinsame
Verteidigungsfähigkeit zu stärken. Die dafür auf
dem NATO-Gipfel in Den Haag beschlossene,
horrende Erhöhung der Rüstungsausgaben auf fünf
Prozent des BIP betrachten wir allerdings als
willkürlich und bewerten sie äußerst kritisch.
Diese vor allem auf Druck der USA festgelegte
Zielgröße bedeutet zusätzliche Rüstungsausgaben
in fast unvorstellbarer Höhe. Sie würden knapp der
Hälfte des gesamten Bundeshaushalts entsprechen.

 V.i.S.d.P.: DGB-Bundesvorstand, Keithstraße 1, 10787 Berlin


